
Die Rückkehr der Inflation
Bei Inflation geht es um eine allgemeine und längerfristige Steigerung der
Preise, die nicht nur einen bestimmten Sektor, sondern wesentliche Bereiche
sowohl für den Massenkonsum als auch für Investitionsgüter betrifft.  Die
Preissteigerungen fressen ein tiefes Loch in unsere Geldbeutel oder Konten.
Längst  können  die  geringen  Lohnzuwächse  und  Rentenerhöhungen  die
Einkommensverluste nicht mehr auffangen. Betraf hohe Inflation bis vor der
Pandemie  und  der  globalen  Rezession  vor  allem  die  Menschen  in  den
Ländern des „globalen Südens“, also den von den führenden kapitalistischen
Mächten und deren Kapitalen beherrschten Staaten, so ist sie längst zum
Alltag für die gesamte Arbeiter_Innenklasse auch in den imperialistischen
Ländern  geworden.  Der  Krieg  um  die  Ukraine  wirkt  dabei  als
Brandbeschleuniger.

Die bisherigen Zahlen

Die Preise für Waren insgesamt erhöhten sich von März 2021 bis März 2022
um 12,3 %. Damit liegen sie höher als der Verbraucherpreisindex. Besonders
stark stiegen die Preise für Energieprodukte, die im März 2022 um 39,5 %
über dem Niveau des Vorjahresmonats lagen. Den zweiten Faktor, der zur
aktuellen Inflation beiträgt, sind die Preise für Nahrungsmittel. Sie erhöhten
sich im März 2022 gegenüber dem Vorjahresmonat um 6,2 %. Besonders
betroffen sind Gemüse und Speiseöle.

Wieso gab es bis vor kurzem scheinbar keine Inflation?

In den 2000er Jahren sank die Produktivität der Weltwirtschaft, was sich u.a.
in  der  Bildung  von  Finanzblasen  (beispielsweise  im  Immobilienmarkt)
auszeichnete. Als diese Blase 2008 platzte und eine weltweite Finanzkrise
auslöste,  konnte  diese  nur  mit  einer  extremen  Senkung  der  Zinsen
abgefangen werden. Eine Ausdehnung der Kredite und damit der Geldmenge
führt normalerweise zu einer Inflation. Dies war aber in den 2010er Jahren
aus folgenden Gründen nicht der Fall:

Senkung des Werts der Waren infolge von Produktivitätssteigerung,

https://onesolutionrevolution.de/die-rueckkehr-der-inflation/


Ausdehnung des  Welthandels  und des  Kapitalexportes  (Stichwort:
Wachstumsmotor China)
Stagnat ion  der  Löhne  und  E inkommen  während  der
„Antikrisenpolitik“ auch in den kapitalistischen Zentren.
Sicherung  der  Anlagen  überschüssigen  Finanzkapitals  in  den
imperialistischen  Zentren  und  damit  schon  vor  der  Coronakrise
Abfluss aus den sog. Schwellenländern.

Der  letzte  genannte  Punkt  sorgte  dafür,  dass  die  Inflation  in  Ländern
außerhalb der kapitalistischen Zentren bereits vor der Coronakrise voll da
war.

Inflation is here to stay

Doch  die  der  Inflation  entgegenwirkenden  Faktoren  sind  aus  mehreren
Gründen praktisch erschöpft. Erstens hat sich der Weltmarktzusammenhang
weiter verändert. Die infolge von Corona synchronisierte globale Rezession
hat  nicht  nur  massive  Finanzmittel  erfordert  und  die  Verschuldung  von
Staaten  und  Unternehmen  dramatisch  gesteigert.  Das  Ausbleiben  eines
raschen und deutlichen Aufschwungs führt nun dazu, dass die Verschuldung
und auch Ausdehnung von Unternehmen, die ohne Finanzhilfen eigentlich
längst bankrott sein müssten, die gesamtwirtschaftliche Produktivität und
damit auch die Profitraten und die Akkumulation drücken.

Hinzu kommt, dass infolge von Corona bis heute Zulieferketten unterbrochen
sind, Mangel an Rohstoffen und Vorprodukten beeinträchtigen zusätzlich die
Produktion und dämpfen damit die Profite. China fällt als Wachstumsmotor
aus, Handelskriege und Protektionismus werden ebenso zur Normalität, wie
die  Zurückverlegung  von  Produktionsketten  in  die  imperialistischen
Kernländer. Der Krieg um die Ukraine, der Kampf um die Neuaufteilung der
Welt  und  die  Tendenz  zur  Blockbildung  (Deglobalisierung)  wirken
unmittelbar  verschärfend  auf  diese  Entwicklung.

Sollte es nicht zu einem raschen und starken Wachstum, fußend vor allem
auf  steigenden  Investitionen,  kommen,  droht  tatsächlich  auch  in  den
imperialistischen Zentren die  Rückkehr  der  Stagflation (Kombination von
Stagnation und Inflation, die einander wechselseitig verstärken).



Für die Massen führt die sinkende Kaufkraft zu einer Einschränkung ihrer
Konsummöglichkeiten.  Die  ärmeren,  schlechter  bezahlten  und  sozial
unterdrückten  Teile  der  Klasse  sind  hiervon  besonders  hart  und  rasch
betroffen,  also  prekär  und/oder  Teilzeitbeschäftigte,  Aufstocker_Innen,
Arbeitslose,  Rentner_Innen,  Jugend,  Frauen,  Migrant_Innen,  Geflüchtete.
Wenn  nicht  erfolgreiche  Lohnkämpfe  geführt  werden,  kann  die
Kapitalist_Innenklasse ohne den Lohn auf dem Papier senken zu müssen eine
Erhöhung der Ausbeutungsrate durchsetzen.

Deutsche Gewerkschaften und ihre Antwort

Hier machen sich die geringen Abschlüsse – also faktisch Lohnverzicht – der
letzten Jahre und in der Regel extrem lange Laufzeiten von 2 Jahren und
mehr dramatisch bemerkbar. Noch dramatischer ist jedoch die Lage für alle
Lohnabhängigen,  die  nicht  beschäftigt  sind:  Die  Renten  sind  mit  5,5  %
weniger als die Inflation gestiegen. Gleiches gilt für Sozialleistungen oder
den Mindestlohn.

Die  Gewerkschaftsbürokratie  gibt  ebenso  wie  die  Spitzen  von  SPD  und
Linkspartei  auf  diese  Entwicklung  keine  Antwort.  Ihr  ganzes  politisches
Repertoire  besteht  darin,  leere  Appelle  an  den  Staat  und  die
„Sozialpartner_Innen“  zu  richten.  Vom  Bruch  mit  der  Routine  des
Tarifrundenrituals,  selbst  von  der  allgemeinen  und  koordinierten
Aufkündigung der bestehenden Verträge, wollen sie nichts wissen – schon
gar  nicht  von  einem  politischen  Kampf  und  politischen  Streiks  für  alle
Lohnabhängigen.  Und  das,  obwohl  (oder  weil?)  die  allgemeine
Preissteigerung  die  Unzulänglichkeit  und  Untauglichkeit  der
sozialpartnerschaftlichen  und  rein  tarifpolitischen  Antwort  des
Gewerkschaftsapparates offenbart. Für die Masse der Arbeiter_Innenklasse
führt sie unwillkürlich zu Verzicht und massivem Verlust an Kaufkraft.

Welche Antwort?

Dabei  käme den Gewerkschaften eigentlich eine Schlüsselrolle  im Kampf
gegen die Preissteigerungen zu. Die Millionen organisierten Arbeiter_Innen
stellen jene unverzichtbare Kraft dar, die ein Programm durchsetzen kann,



das verhindert, dass die Inflation auf die Lohnabhängigen abgewälzt wird.
Dazu müssen folgende Forderungen erkämpft werden:

Automatische Anpassung der Löhne,  Gehälter,  Einkommen an die
Preissteigerung.  Diese  muss  von  Kontrollausschüssen  der
Beschäftigten,  Gewerkschaften,  Rentner:innen  und  Erwerbslosen
kontrolliert  werden.
Finanzierung  durch  massive  Besteuerung  von  Vermögen  und
Unternehmensgewinnen.  Al le  Enteignungen  müssen
entschädigungslos und unter Arbeiter_Innenkontrolle stattfinden zur
Reorganisation  der  Produktion  im  Interesse  der  Massen  und
ökologischer  Nachhaltigkeit.

Tari fkämpfe  sol l ten  als  Mittel  genutzt  werden,  um  massive
Entgelterhöhungen  möglichst  branchenübergreifend  durchzusetzen  und
Kampforgane aufzubauen.  Doch sie  reichen nicht.  Sie  müssen als  Mittel
verstanden werden, alle Lohnabhängigen für einen gemeinsamen politischen
Klassenkampf, letztlich für einen politischen Massenstreik zu sammeln. Diese
Bewegung muss sich auf Aktionskomitees in den Betrieben, Büros, aber auch
in  den  Stadtteilen  und  Gemeinden  stützen,  um  auch  Arbeitslose  und
Rentner_Innen,  Jugendliche  und  Studierende  zu  einer  Kampfeinheit  zu
formieren.

Inflation, Stagnation und Krise gehen Hand in Hand. Ihre Lösung erfordert
die  Verbindung  der  Mobilisierung  gegen  Preissteigerungen  mit  der
Eigentumsfrage und der sozialistischen Umwälzung. In diesem Rahmen erst
ergeben  Übergangsforderungen  wie  die  gleitende  Skala  der  Löhne
(automatische Anpassung an die Inflation) und Arbeiter_Innenkontrolle ihren
eigentlichen Sinn – als Schritte im Kampf für eine zukünftige Gesellschaft.



Die Weltlage und Aufgaben der
Arbeiter_Innenklasse
Jaqueline Katherina Singh

In  den vergangenen zwei  Jahren sah sich  die  Welt  mit  einer  Reihe von
miteinander  verknüpften  Krisen  konfrontiert.  An  erster  Stelle  steht  eine
weltweite  Gesundheitskrise.  Covid-19  hat  die  Regierungen  und
Gesundheitssysteme überrascht,  obwohl  Epidemiolog_Innen und die WHO
vor  einer  wahrscheinlichen  zweiten  SARS-Epidemie  gewarnt  und  die
Gewerkschaften des Gesundheitspersonals darauf hingewiesen hatten, dass
ihre  Krankenhäuser  und  Kliniken  für  eine  solche  nicht  gerüstet  sind.
Covid-19 hat weltweit mehr als fünf Millionen Todesopfer gefordert, wütet
mit seinen Delta- und Omikron-Varianten immer noch – und bricht in Ländern
wieder aus, die überzeugt waren, die Krankheit unter Kontrolle zu haben und
ihre Wirtschaft wieder in Gang zu bringen.

Die Schlagzeilen der letzten beiden Jahre beherrschten aber auch die sich
häufenden extremen Wetterereignisse – Überschwemmungen, Waldbrände,
Dürren  -,  die  rund  um  den  Globus  wüten  und  die  Aussicht  auf  einen
katastrophalen Klimawandel unbestreitbar machen. Im krassen Gegensatz zu
den Gefahren  endete  der  Weltklimagipfel  einmal  mehr  im –  Nichts.  Die
wichtigsten Staaten blockierten jede feste Verpflichtung zur Reduzierung von
CO2-Emissionen. Wieder einmal wurden die halbkolonialen Länder, vor allem
in den bereits stark geschädigten Tropenzonen, um die Milliarden betrogen,
die sie zur Bekämpfung der Auswirkungen benötigen. Stattdessen wurden
ihnen weitere Kredite angeboten.

Im Jahr 2020 verursachte Covid den stärksten Einbruch der Weltwirtschaft
seit den 1930er Jahren. Auch wenn die globale Ökonomie schon davor im
Niedergang war, so synchronisiert die Pandemie die Rezession und diese
prägt  auch  den  Verlauf  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  die
Maßnahmen  der  Regierungen.  Die  Lockdowns  zwangen  die  großen
imperialistischen  Staaten,  mit  den  neoliberalen  Dogmen  über  die
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Staatsausgaben zu brechen. Die Zinssätze, die jahrelang bei null lagen, um
die zur Stagnation neigenden Volkswirtschaften anzukurbeln, erlaubten es
den  Staaten  nun,  Billionen  zu  leihen  und  in  den  imperialistischen
Kernländern die Auswirkungen der Krise auf die Massen abzumildern. Die
Unterbrechung der Versorgungsketten, der Weltmärkte und die wiederholten
Aussperrungen haben enorme Verluste verursacht, auch wenn deren volles
Ausmaß erst nach Beendigung der Pandemie deutlich werden wird. Auch
wenn in einigen Ländern ein kurzfristiger Konsumboom möglich sein mag,
wenn  sich  die  Wirtschaften  etwas  erholen,  so  wird  dieser  eher  einem
Strohfeuer denn einer ernsten Erholung gleichkommen.

Ökonomische Auswirkungen
Mit Beginn der Pandemie stand ab Ende Februar 2020 die Wirtschaft still
und  internationale  Produktionsketten  lagen  brach.  Viele  bürgerliche
Forschungsinstitute und Konjunkturprognosen übten sich trotzdem in den
letzten  beiden  Jahren  in  Sachen  Optimismus.  In  Vorhersagen  wurde  
festgehalten, dass die Erholung schnell  erfolgen und munter weitergehen
wird – schließlich sei die Pandemie nur ein externer Faktor.

Die ganze Realität bildet das allerdings nicht ab. Nach dem Einbruch der
weltweiten Wirtschaftsleistung 2020 um 3,2 % folgte in diesem Jahr zwar
eine Erholung. In seinem vierteljährlichen Bericht ging der IWF im April
2021 noch von einer Steigerung der globalen Wirtschaftsleistung von 6,4 %
aus – und musste diese Prognose nur um 0,4 % nach unten korrigieren.
Begründet  wurden  die  optimistischen  Prognosen  mit  dem  Beginn  der
Impfungen, der damit verbundenen Erwartung eines Endes der Pandemie
sowie den Konjunkturpaketen.

So ist es auch kein Wunder, dass vor allem die imperialistischen Zentren
Erholung verzeichnen, während die Länder, die sich weder Impfstoff noch
Konjunkturpakete leisten können, zurückbleiben. Genauer betrachtet ist das
Wachstum in den imperialistischen Zentren jedoch langsamer als erhofft und
begleitet von Inflation. Die Gründe dafür sind vielfältig: Der Stillstand der
Handels- und Produktionsketten hat einen länger anhaltenden Einfluss, wie
man  beispielsweise  an  der  Halbleiterproduktion  betrachten  kann.  Hinzu



kommen gestiegene Energie- und Rohstoffpreise. So meldete das deutsche
statistische Bundesamt, dass die Erzeugerpreise im September 2021 um 14,2
% im Vergleich zum Vorjahr nach oben gingen – die stärkste Steigerung seit
der Ölkrise 1974. Die Energiekosten sind laut Bundesamt zusätzlich um 20,4
% teurer geworden. Auch Arbeitskräftemangel in bestimmten Sektoren sowie
Inflation  verlangsamen  das  Wachstum.  Zentral  sind  aber  niedrige
Investitionsraten,  die  zwar  durch  die  massiven  Konjunkturpakete
angekurbelt  werden,  aber  vor  allem  im  privaten  Sektor  gering  ausfallen.

Ebenso darf bei der Betrachtung nicht vergessen werden, dass die Folgen
der Finanzkrise 2007/08 noch längst nicht ausgelöffelt sind. Vielmehr hat
sich  die  internationale  Schuldenlast  massiv  erhöht  und  auch  die
Niedrigzinspolitik  lief  die  letzte  Dekade  munter  weiter.

Letztlich erfordern kapitalistische Krisen eine Vernichtung überschüssigen
Kapitals. In der Rezession 2009 fand diese jedoch nicht annähernd in dem
Maße statt, das notwendig gewesen wäre, um einen neuen Aufschwung der
Weltökonomie  zu  ermöglichen.  Staatdessen  war  das  letzte  Jahrzehnt
weitgehend  eines  der  Stagnation.

Die Politik des billigen Geldes in den imperialistischen Zentren verhinderte
dabei  nicht  nur die  Vernichtung überschüssigen Kapitals,  sondern führte
auch zu einem massiven Anstieg der öffentlichen wie privaten Schuldenlast;
neue  spekulative  Blasen  bildeten  sich.  Die  Coronamaßnahmen  vieler
imperialistischer Regierungen haben diese Lage noch einmal befeuert. So
wurden zwar befürchtete große Pleiten vorerst verhindert – gleichzeitig gilt
ein bedeutender Teil der Unternehmen mittlerweile als „Zombiefirmen“, also
Betriebe,  die selbst  wenn sie Gewinn machen,  ihre Schulden nicht mehr
decken können und eigentlich nur künstlich am Leben erhalten werden.

Hinzu  kommen  weitere  Faktoren,  die  deutlich  machen,  dass  in  den
kommenden  Jahren  mit  keiner  Erholung  der  Weltwirtschaft,  sondern
allenfalls mit konjunkturellen Strohfeuern zu rechnen ist. Erstens fällt China
anders als nach 2008 als Motor der Weltwirtschaft aus. Zweitens verschärfen
zunehmende  Blockbildung  wie  auch  Fortdauer  der  Pandemie  die
wirtschaftliche  Lage  selbst  und  können  nicht  nur  als  vorübergehende



Faktoren betrachtet  werden.  Drittens reißt  die  aktuelle  Lage schon jetzt
wichtige Halbkolonien in die Krise. Ländern wie Argentinien, der Türkei oder
Südafrika drohen Insolvenz und Zusammenbruch ihre Währungen.  Indien
und Pakistan befinden sich ebenfalls ganz oben auf der Liste von Ländern,
die IWF und Weltbank als extrem krisengefährdet betrachten.

Zusammengefasst  heißt das:  Die Folgen der Finanzkrise 2007/08 wurden
noch abgefedert. Jetzt erleben wir eine erneute Krise von größerem Ausmaß,
die diesmal fast alle Länder gleichzeitig erfasst.  Doch der Spielraum der
herrschenden Klasse ist dieses Mal geringer.

Auswirkungen auf das Weltgefüge
Somit ist klar, dass die Coronapandemie und ihre Folgen die Welt noch für
einige Zeit in Schach halten werden. Nicht nur, weil wir mit Mutationen
rechnen müssen, gegen die die Impfstoffe unwirksamer sind, sondern die
Pandemie ist längst kein „externer“ Faktor mehr, sondern ihrerseits eng mit
den globalen wirtschaftlichen Entwicklungen und deren politischen Folgen
verwoben.  Ein  einfaches  Zurück  zur  „Vor  Corona“-Zeit  ist  somit  nicht
möglich.

Bereits vorher war die internationale Lage zwischen den imperialistischen
Kräften angespannt. Der  Handelskrieg zwischen USA und China bestimmt
zwar nicht mehr die Schlagzeilen in den Zeitungen, aber die aktuelle Krise
verschärft die innerimperialistische Konkurrenz erneut auf allen Ebenen. Die
massive  Überakkumulation  an  Kapital  spitzt  nicht  nur  die  ökonomische
Konkurrenz zu,  sondern  wird auch das Feuer der innerimperialistischen
politischen Querelen weiter anfachen. Schließlich will niemand die Kraft sein,
auf deren Kosten die anderen ihr Kapital  retten. Praktisch bedeutet das:
weitere harte Handels- und Wirtschaftskonflikte, zunehmende ökonomische
Tendenz zur Blockbildung und Kampf um die Kontrolle etablierter oder neuer
halbkolonialer Wirtschaftsräume. Die USA und China, aber auch Deutschland
und die EU verfolgen dies mit zunehmender Konsequenz.

Dies hat nicht nur ökonomische, sondern auch politische Folgen, darunter die
zunehmende  Militarisierung  sowie  eine  weitere  Eskalation  kriegerischer



Auseinandersetzungen.  Hinzu kommt,  dass  die  Pandemie den Trend zum
Nationalprotektionismus verschärft hat und ein widersprüchliches Moment in
sich trägt. Wie wir an Lieferengpässen sehen, sind die Produktionsketten
mittlerweile extrem verschränkt. Ein einfaches Entflechten gemäß dem Ideal,
„alles was man braucht“, im eigenen Staat zu produzieren, ist schlichtweg
nicht möglich. Dennoch kann es infolge von vermehrten ökonomischen und
politischen  Konflikten  zur  Erhebung  weiterer  Zölle,  wechselseitigen
Sanktionen  etc.  kommen.  Auch  wenn  dies  die  Weltwirtschaft  selbst  in
Mitleidenschaft  ziehen  wird,  so  werden  solche  Konflikte  zunehmen.  Das
Kräftemessen  kann  zugleich  auch  deutlich  machen,  welche  Länder  das
schwächste  Glied  in  der  imperialistischen  Kette  bilden,  und  seinerseits
innere Konflikte zuspitzen und ganze Staaten destabilisieren.

Die Aussichten sind also nicht besonders rosig. Schon das letzte Jahrzehnt
war  von  einer  Zunahme  autoritärer,  rechtspopulistischer  und
bonapartistischer Tendenzen geprägt, die sich unter dem gesellschaftlichen
Ausnahmezustand  der  Pandemie  verschärft  haben.  Um  in  kommenden
Auseinandersetzungen mögliche Proteste in Schach zu halten, ist damit zu
rechnen, dass wir eine Verstärkung von Rechtspopulismus, Autoritarismus,
Bonapartismus erleben werden.

Angesichts diese krisenhaften Lage erheben sich zentrale Fragen: Wer wird
zur Kasse gebeten, um die Rettungs- und Konjunkturpakete zu finanzieren?
Wer wird die Kosten der Krise zahlen? Welche Klasse prägt die zukünftige
Entwicklung?

Bedeutung für die Arbeiter_Innenklasse
Die Antwort auf diese Frage ist eindeutig. Nicht die Herrschenden wollen
den Kopf hinhalten und so werden die bürgerlichen Regierungen natürlich
versuchen,  die  Last  vor  allem auf  die  Arbeiter_Innenklasse,  die  Bauern-
/Bäuerinnenschaft und die Mittelschichten abzuwälzen, wie dies im Grunde
schon während der Coronakrise der Fall  war. Fast überall  arbeiteten die
jeweiligen Gesundheitssysteme an ihren Grenzen und Gewalt, insbesondere
gegen  Frauen,  hat  gesamtgesellschaftlich  stark  zugenommen.  Allein  die
unmittelbaren Folgen des Stillstands wie Massenentlassungen, Verelendung



und massiver Zuwachs an Armut sind global schnell sichtbar geworden. So
erwartet  der  Internationale  Währungsfonds,  dass  die  Pandemie  den
Fortschritt in der Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren
annulliert sowie die Ungleichheit weiter verstärkt.

Die  größten  Auswirkungen  sind  in  Ländern  mit  niedrigen  und  mittleren
Einkommen zu verzeichnen. Dort beträgt deren Verlust mehr als 15 Prozent.
Genau diese Länder haben zudem die  schwächsten Sozialsysteme.  Hinzu
kommt die steigende Inflation, die die Lebenshaltungskosten in Ländern wie
der Türkei oder dem Libanon und vielen anderen in die Höhe treibt. Das
Festhalten  der  imperialistischen  Länder  an  den  Patenten  zugunsten  der
Profite sorgt dafür, dass die Lage sich nicht in absehbarer Zeit verbessern
wird.

Nicht allzu viel besser sieht die Situation in den imperialistischen Zentren
aus. Auch hier gab es zahlreiche Entlassungen. So hatten die USA 2020 ihr
historisches  Hoch.  Die  Konjunkturpakete  oder  Hilfen  wie  das
Kurzarbeiter_Innengeld in Deutschland federn zwar die Auswirkungen der
Krise ab, aber auch hier ist die Inflation deutlich in der Tasche zu spüren.

Was kommt?
Aufgrund  des  konjunkturellen  Aufschwungs  in  den  USA und  in  etlichen
europäischen Staaten werden die kurzfristigen Auswirkungen hier andere
sein als für große Teile der Massen in den Halbkolonien. Letztere werden von
einer  Dauerkrise  der  Wirtschaft,  der  Pandemie  und  auch  ökologischen
Katastrophen geprägt sein. Das heißt, dass in den halbkolonialen Ländern
der Kampf für ein Sofortprogramm gegen die akute Krise und Pandemie eine
zentrale  Rolle  spielen  wird,  das  die  verschiedenen  ökonomischen  und
sozialen Aspekte umfasst. Grundsätzlich können wir davon ausgehen, dass
der Klassenkampf in diesen Ländern aufgrund der zugespitzten sozialen und
politischen Lage eine weit explosivere Form annehmen wird.

Die Extraprofite des imperialistischen Kapitals in den Metropolen sowie der
aktuelle konjunkturelle Aufschwung in etlichen Ländern erlauben in diesen
Staaten  mehr  Spielraum  für  gewerkschaft l iche  und  soziale



Umverteilungskämpfe.  Ebenso kann es sein,  dass teilweise reformistische
oder  linkspopulistische  Kräfte  an  Aufwind  gewinnen.  Schließlich  hat  die
Gesundheitskrise  in  den  Augen  von  Millionen  verdeutlicht,  dass  massive
Investitionen, Verstaatlichungen und Neueinstellungen in diesem Bereich wie
auch in anderen Sektoren nötig sind (Wohnung, Verkehr … ). Bürgerliche wie
reformistische Kräfte  versuchen,  dem verbal  entgegenzukommen und die
Spitze zu nehmen. So beinhalten das Programm Bidens wie auch der Green
Deal der EU Versprechen, die ökologischen Probleme zu lösen und soziale
Ungleichheit  zu  reduzieren.  In  der  Realität  werden  sich  diese
Reformversprechen  als  Quadratur  des  Kreises  entpuppen.

In Wirklichkeit sind es Programme zur Erneuerung des Kapitals, nicht der
Gesellschaft. Der Arbeiter_Innenklasse und den Unterdrückten wird nichts
geschenkt,  schon  gar  nicht  in  der  Situation  zunehmenden  Wettbewerbs.
Während die wirtschaftliche Lage in den imperialistischen Ländern jedoch
kurzfristig einen gewissen Verteilungsspielraum eröffnen kann, der von der
Arbeiter_Innenklasse  genutzt  werden  muss,  besteht  dieser  in  den
halbkolonialen Ländern praktisch nicht. Dort können und werden sich selbst
Kämpfe um soziale,  ökonomische und demokratische Verbesserungen viel
rascher zum Kampf um die politische Macht zuspitzen, wie z. B. der Sudan
zeigt.

Auch  wenn  die  Situation  in  imperialistischen  Ländern  und  Halbkolonien
bedeutende Unterschiede birgt, so sind alle wichtigen Auseinandersetzungen
unserer Zeit – der Kampf gegen die Pandemie, die drohende ökologische
Katastrophe,   die  Folgen  der  Wirtschaftskrise  und  die  zunehmende
Kriegsgefahr – Fragen des internationalen Klassenkampfes. Sie können auf
nationaler Ebene letztlich nicht gelöst werden.

Wo aber beginnen?
Zuerst ist es wichtig zu verstehen, dass die verschlechterte Situation der
arbeitenden Klasse nicht automatisch Proteste mit sich bringt. Diese gibt es
zwar,  ebenso  wie  Streiks  und  Aufstände,  jedoch  sind  sie  erstmal  nur
Ausdruck der spontanen Unzufriedenheit der Massen. Zu glauben, dass aus
ihnen mehr erwachsen muss oder sie von alleine zu einer grundlegenden



Lösung  führen  werden,  ist  falsch,  ein  passiver  Automatismus.  Streiks
befördern natürlich das Bewusstsein der Arbeiter_Innenklasse, dass sie sich
kollektiv zusammenschließen muss, um höhere Löhne zu erkämpfen. Nicht
mehr und nicht weniger. Ihr spontanes Bewusstsein im ökonomischen Kampf
ist jedoch selbst noch eine Form bürgerlichen Bewusstseins, weil es auf dem
Boden  des  Lohnarbeitsverhältnisses  steht.  Es  stellt  insbesondere  in
Friedenszeiten nicht das kapitalistische System in Frage, sondern fordert
erstmal  nur  mehr  Lohn  ein.  Ähnliches  gilt  für  Proteste  beispielsweise
aufgrund von Hunger. Beide – Streiks und spontane Proteste – tragen jedoch
in sich das Potenzial, zu mehr zu werden. Allerdings nur, wenn es geschafft
werden kann, die Grundlage der Misere aufzuzeigen, zu vermitteln, dass die
Spontaneität der Proteste noch nicht automatisch die Lösung bringt, sondern
es einen organisierten Umsturz braucht, um dieses System erfolgreich zu
zerschlagen.  Es  ist  Aufgabe  von  Revolutionär_Innen,  dieses  Verständnis,
dieses  Bewusstsein  in  die  Klasse  zu  tragen  und  die  dazu  notwendigen
Schritte zu vermitteln. Dies ist jedoch leichter geschrieben als getan, denn
ein Blick auf die aktuelle Lage zeigt, dass es viele Widerstände gibt, die man
zu überwinden wissen muss.

Kämpfe und Kontrolle
Das heißt, dass man in die existierenden Kämpfe intervenieren und diese
zuspitzen muss.  Beispielsweise  durch Forderungen,  die  weiter  gehen als
jene,  die  bereits  aufgeworfen  werden.  Es  reicht  nicht,  nur  kommende
Angriffe  abzuwehren,  vielmehr  müssen  die  Abwehrkämpfe  mit  dem Ziel
geführt  werden,  konkrete  Verbesserungen  zu  erkämpfen,  und  dabei
aufzeigen,  was  für  eine  andere  Welt  möglich  wäre.  Denn  der  Illusion
anzuhängen,  dass es irgendwann genauso wie vor der Pandemie werden
kann, ist eine Illusion, wie die obige Diskussion der Weltlage aufzeigt. Zudem
war dieser Zustand eh nur für einen sehr geringen Teil der Weltbevölkerung
annehmbar.  Beispielsweise  kann  das  dafür  notwendige  Bewusstsein
folgendermaßen  vermittelt  werden:

In  Zeiten  permanenter  Preissteigerungen  geraten  selbst  erfolgreiche
Lohnkämpfe an ihre Grenzen. Die Forderung nach höheren Löhnen muss



daher  mit  der  nach  automatischer  Anpassung  an  die  Preissteigerung
verbunden  werden.  Da  zur  Zeit  die  Preise  für  die  Konsumgüter  der
Arbeiter_Innenklasse (Mieten, Heizung, Lebensmittel) stärker steigen, als es
die  statistische  Inflationsrate  zum  Ausdruck  bringt,  sollte  durch  die
Gewerkschaften  und  Verbraucher_Innenkomitees  ein  Index  für  die  reale
Steigerung der Lebenshaltungskosten erstellt und immer wieder aktualisiert
werden.  An  diesen  sollten  die  Löhne  und  Gehälter  angeglichen  werden.
Damit dies auch wirklich passiert, sollten wir uns nicht auf den Staat (und
schon gar nicht auf die Ehrlichkeit der Unternehmen) verlassen, sondern
müssen  dazu  betriebliche  Kontrollkomitees  –  also  Formen  der
Arbeiter_Innenkontrolle  –  etablieren.

So kann ein konkretes Problem – die Steigerung der Lebenshaltungskosten –
für die gesamt Klasse angegangen und mit dem Aufbau von Organen der
Arbeiter_Innenkontrolle,  also  der  betrieblichen  Gegenmacht,  verbunden
werden.

Ähnliches lässt sich auch für andere Bereiche zeigen. Die Forderung nach
massiven Investitionen in den Gesundheitssektor stellt sich weltweit. Dies
muss  durch  Besteuerung  der  Reichen  passieren  unter  Kontrolle  der
Arbeiter_Innen selber. Hier bedarf es neben einer Erhöhung der Löhne auch
einer enormen Aufstockung des Personals, um Entlastung zu schaffen.

Hinzu kommt, dass die Arbeit  im gesamten Care-Sektor oftmals geringer
vergütet wird, da dieser nicht im gleichen Maße Mehrwert produziert – und
somit nicht auf gleicher Ebene rentabel ist. Das ist nur einer der Gründe,
warum  es  entscheidend  ist,  dass  die  Investitionen  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten stattfinden. Sie können aufgrund ihrer Berufsqualifikation und
-erfahrung wesentlich besser entscheiden, wo Mängel im Joballtag bestehen,
und  hegen  zeitgleich  kein  materielles  Interesse  daran,  dass  der
Gesundheitssektor  so  strukturiert  ist,  dass  er  Profite  abwirft.  Zentral  ist
allerdings  beim Punkt  Kontrolle,  dass  sie  nicht  einfach  so  herbeigeführt
werden kann. Damit dies nicht nur schöne Worte auf Papier bleiben, sondern
sie  Realität  werden kann,  bedarf  es  Auseinandersetzungen innerhalb der
Betriebe, bei denen sich Streik- und Aktionskomitees gründen. Diese stellen
Keimformen  von  Doppelmachtorganen  dar,  die  den  Weg  zur



Arbeiter_Innenkontrolle ebnen. Nur so kann die nötige Erfahrung gesammelt
werden sowie sich das Bewusstsein entwickeln, dass die existierende Arbeit
kollektiv auf die Arbeitenden aufgeteilt werden kann.

Ebenso müssen wir  dafür  einstehen,  dass  die  Patente  für  die  Impfstoffe
abgeschafft werden. Es wird deutlich, dass das Vorenthalten nicht nur aktiv
dafür sorgt, dass Menschen in Halbkolonien an dem Coronavirus sterben,
sondern auch durch die Auswirkungen auf die Wirtschaft stärker verarmen.
Ausreichend allein ist dies natürlich nicht. Die Freigabe der Patente muss mit
der  kostenlosen  Übergabe  von  Wissen  und  den  nötigen  technischen
Ressourcen verbunden werden – ein kleiner Schritt, der dafür sorgt, dass die
stetige Abhängigkeit von den imperialistischen Ländern sich an diesem Punkt
nicht  weiter  verfestigt.  Nur  so  kann  die  Grundlage  geschaffen  werden,
etwaige Mutationen des Virus zu verringern.  Falls  diese doch entstehen,
erlaubt  es  schnelles  Handeln  bei  der  Produktion  notwendiger  neuer
Impfstoffe. Auch dies kann nur geschehen, wenn nicht die Profitinteressen
der imperialistischen Länder und Pharmaindustrie vorrangig bedient werden.
Deswegen  müssen  auch  hier  die  Konzerne  enteignet  und  unter
Arbeiter_Innenkontrolle  gestellt  werden.

Doch so einfach ist es nicht …
Dies sind Forderungen, die weltweit ihre Relevanz haben und die Grundlage
für eine internationale Antikrisenbewegung legen können. Doch einfacher
geschrieben als durchgesetzt. Denn wie bereits zuvor geschrieben: Es gibt
Widerstände, auch innerhalb der Klasse.

Niederlagen in den Klassenkämpfen des letzten Jahrzehntes, vor allem des
Arabischen Frühlings,  aber auch von Syriza in  Griechenland trugen eine
tiefe, desillusionierende und demoralisierende Auswirkung auf die Massen
mit sich. Nicht die Linke, sondern die populistische Rechte präsentierte sich
in den letzten fünf Jahren immer wieder als pseudoradikale Alternative zur
Herrschaft der tradierten „Eliten“. Diese konnte sich aufgrund der Passivität
der Linken innerhalb der Coronakrise profilieren. So kann die Zunahme eines
gewissen Irrationalismus‘ in Teilen des Kleinbürger_Innentums, aber auch
der  Arbeiter_Innenklasse  beobachtet  werden.  Rechte  schaffen  es,  die



Bewegung für sich zu vereinnahmen und dort als stärkste Kraft aufzutreten –
was Grundlage für ihr Wachstum ist, aber auch ihre Radikalisierung mit sich
bringt.

Die Dominanz von Reformist_Innen und Linkspopulist_Innen drückt sich in
einer Führungskrise der gesamten Arbeiter_Innenklasse aus. Zwar werden
Kämpfe geführt, wenn es sein muss – also wenn es Angriffe gibt. Letztlich
läuft die Politik der Gewerkschaftsbürokratien und der Sozialdemokratie –
aber schließlich auch der Linksparteien –  auf  eine Politik der nationalen
Einhe i t  mi t  dem  Kap i ta l ,  au f  Koa l i t i onsreg ierungen  und
Sozialpartner_Innenschaft  in  den  Betrieben  hinaus.  Die  Politik  des
Burgfriedens sorgt dafür, dass Proteste im Zaum gehalten werden oder erst
gar  nicht  aufkommen.  Somit  besteht  eine  der  zentralen  Aufgaben  von
Revolutionär_Innen  darin,  den  Einfluss  dieser  Kräfte  auf  die  Masse  der
Arbeiter_Innenklasse zu brechen.

Internationalismus
Dies geschieht jedoch nicht durch alleiniges Kundtun, dass Bürokratie & Co
üble  Verräter_Innen  sind.  Sonst  wäre  es  schon  längst  im  Laufe  der
Geschichte passiert, dass die Massen sich von diesen Kräften abwenden und
automatisch zu Revolutionär_Innen werden. Deswegen bedarf es hier der
Takt ik  der  Einheits front ,  des  Aufbaus  von  Bündnissen  der
Arbeiter_Innenklasse  für  Mobilisierungen  um  konkrete  Forderungen.
Aufgabe ist, möglichst große Einheit der Klasse im Kampf gegen Kapital und
Staat herzustellen und im Zuge der Auseinandersetzung aufzuzeigen, dass
die  Gewerkschaftsbürokratie  oder  reformistische  Parteien  sich  selbst  für
solche Forderungen nicht konsequent ins Zeug legen.

Entscheidend  ist  es  also,  bestehende  Kämpfe  und  Bewegungen
zusammenzuführen, die existierende Führung dieser sowie der etablierten
Organisationen  der  Arbeiter_Innenklasse  herauszufordern.  Dies  kann
beispielsweise  dadurch  geschehen,  dass  es  eine  Wiederbelebung  der
Sozialforen  gibt  –  diesmal  jedoch  nicht  nur  als  Versammlungen  zur
unverbindlichen Diskussion, sondern zur beschlussfähigen Koordinierung des
gemeinsames Kampfes. Doch ein alleiniges Zusammenführen von ganz vielen



verschiedenen Bewegungen reicht nicht. Unterschiedliche Positionierungen,
Eigeninteressen und fehlende oder falsche Analysen können zu Stagnation
und  letztendlich  zum  Niedergang  dieser  führen.  Es  braucht  einen
gemeinsamen Plan, ein gemeinsames – revolutionäres – Programm, für das
die  revolutionäre  Organisation  eintreten  muss.  Eine  solche  müssen  wir
aufbauen – in Deutschland und international.

Konjunkturpaket  in  den  USA,
Sozialdemokratische
Krisenpolitik
Was hat es mit dem Konjunkturpaket auf sich?

Die USA befinden sich in einer der
schlimmsten wirtschaftlichen Krisen ihrer Geschichte. Die Krise, die
mittlerweile weltweit zu einer dreifachen Krise, einer Krise des
Gesundheitssystems, einer ökologischen und einer Wirtschaftskrise
herangewachsen ist verlangt nach neuen Maßnahmen das System zu
erhalten.

Die Trumpsche Krisenpolitik, die die
USA zu einem Steuerparadies gemacht haben und so Investitionen in den
USA und die industrielle Produktion ankurbeln sollten zeigen nur
ungenügende Erfolge. Die neoliberale Krisenpolitik, unter deren
Agenda das System der sozialen Absicherung und der öffentlichen
Infrastruktur immer weiter untergraben wurden, haben den
US-Imperialismus nicht ausreichend stabilisieren können.
Wirtschaftlich und militärisch werden die USA global vom
imperialistischen Konkurrenten China unter Volldampf eingeholt.
Während sich die chinesische Wirtschaft rasant von den Folgen von
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Corona erholen kann, kämpfen alle anderen (imperialistischen)
Staaten mit den Folgen des Rückgangs und der teilweisen Einstellung
von Produktion und Einzelhandel.

Nach seinem knappen Wahlerfolg muss
Biden liefern, sicher wird er gerade jetzt an den Erfolgen im Kampf
gegen den Corona Virus und am Plan zum Wiederaufbau der USA gemessen.
Dass er diese Erfolge nicht mit der Fortsetzung der Sparpolitik
erringen wird ist offensichtlich. Die Notwendigkeit ein
Infrastrukturprogramm auf den Weg zu bringen, das in der Lage dazu
ist, den US-Kapitalismus wieder in die Position der hegemonialen
Weltmacht zu bringen ist gegeben.

Trotz aller positiver Maßnahmen, die
das Konjunkturpaket beinhaltet und der sicherlich positiven
Auswirkungen auf einen großen Teil des US-Proletariats, insofern er
zumindest einige der Versprechungen einhält, sollten nicht darüber
hinwegtäuschen, dass auch dieses Konjunkturpaket in Erster Linie dem
Erhalt der wirtschaftlichen, politischen und militärischen Dominanz
der USA auf globaler Ebene dient.

Was beinhaltet das Konjunkturpaket?

„Built Back Better“, unter diesem
Slogan trat Biden zur Wahl an. Was aber bedeuten die drei B´s genau?
Das aus dem links populistischen Lager übernommene Konzept möchte
eine Stärkung der Wirtschaft unter den Maßgaben sozialer
Gerechtigkeit und ökologischer Verträglichkeit erreichen. Die
Modernisierung der Infrastruktur und Investitionen, beispielsweise in
grüne Verkehrsinitiativen sollen gut bezahlte Arbeitsplätze
schaffen, gleichzeitig sollen langfristig amerikanische Gewerbe
gestärkt werden.

Die Nähe zu Trumps „make America
great again“ Politik, verdeutlicht sich an Bidens Slogan „buy
american“. Biden setzt dabei aber auf multilaterale



Wirtschaftsabkommen und einen „weicheren“ Protektionismus.

Der American Rescue Plan Act of 2021
ist das größte Konjunkturpaket der Geschichte der USA. Die
Investitionen sollen sich insgesamt auf 1,9 Billionen Dollar
belaufen, mehr als das jährliche Brutto Inlands Produkt von
Brasilien (Platz neun im weltweiten Vergleich).

Unter anderem sollen 1400 Dollar
ausgezahlt werden, an alle Amerikaner_Innen mit einem Einkommen von
unter 80.000 Dollar im Jahr. Es sollen befristete Arbeitslosenhilfen,
bis September, ausgezahlt werden, zusätzlich zu den Zahlungen
lokaler Behörden. Darüber hinaus soll eine Art Kindergeld
eingeführt werden.

Langfristige Maßnahmen, wie die
Einführung eines Flächendeckenden existenzsichernden Mindestlohns,
wurden nicht aufgenommen. Die versprochenen 15 Dollar Mindestlohn
sollen nur in Betrieben ausgezahlt werden, die im Staatsauftrag
arbeiten. Der aktuelle Mindestlohn in den USA beträgt 6,35€ (man
bedenke fehlende soziale Absicherung, Krankenversicherungen etc.) Die
sozialen Maßnahmen, wie die Arbeitslosenhilfe sollen befristet
bleiben.

Investitionen sollen unter andrem in
die Modernisierung von rund 32.000 km Straße, die Sanierung von
10.000 Brücken, die Modernisierung von Flughäfen, Häfen und in den
Bau einer halben Millionen Ladestationen für E-Autos gesteckt
werden. Der Nahverkehr soll durch Investitionen von bis zu 25 Mrd.
Dollar emissionsfrei werden. Unter anderem sollen diese Maßnahmen
aus der Erhöhung der Unternehmenssteuer (Steuer auf
Unternehmensgewinne) auf 28 % (Trump hatte sie von 35% von auf 21%
abgesenkt) und die Erhöhung der Kapitalertragssteuer (Steuer auf
Zinserträge und Aktiengewinne) finanziert werden.

Allein die Ankündigung seines



Investitionsprogramms hatte Prognosen von bis zu 7%
Wirtschaftswachstum in den USA in 2021 zur Folge. Der
überschwängliche Optimismus deutet auf die wahren Ziele des
Konjunkturpakets hin: nicht den Arbeiter_Innen soll geholfen, sondern
die Wirtschaft stabilisiert werden.

Bidens Programm soll über
Steuererleichterung Anreize für Unternehmen schaffen, die in die USA
investieren. Gleichzeitig sollen Strafsteuern Unternehmen abhalten,
Arbeitsplätze ins Ausland zu verlagern. Es sollen ca. 1. Mio. neue
Arbeitsplätze in der Automobilindustrie geschaffen werden.
Pharmazeutische Güter und Schutzausrüstung sollen in den USA,
unabhängig von Internationalen Lieferketten hergestellt werden. Der
Kern des Pakets verbleibt, bei allem Euphemismus, in der
Standort-nationalistischen „make America great again“ Logik. Es
bleibt eine sozialliberale Mogelpackung mit grünem Anstrich.

Wohlwollende Sozialpolitik oder Notwendige Beschwichtigungsversuche?

So gut sich die Investitionen und die
kurzfristigen Zahlungen auch anhören mögen, eine substantielle
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in den USA wird auch dieses große
Konjunkturprogramm nicht herbeizaubern. Hierfür braucht es eine
schlagkräftige Kampagne der Gewerkschaften und der Unterdrückten,
eine Bewegung, die sich für den Ausbau der Arbeiter_Innenrechte
einsetzt. Das Recht auf gewerkschaftliche Organisierung, ein Recht
auf Tarifverträge für alle Beschäftigten wären die Grundlage für
eine erfolgreiche Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen in
den USA, um die Schwächen des Reformprogramms aufzuzeigen.

Eine kurzfristige Geldschwämme wird
die tiefen strukturellen sozialen Probleme der USA nicht lösen. Die
Spannungen traten im letzten Jahr vermehrt zutage. Spontane
Massenaktionen bis hin zu militanter Selbstverteidigung, wie im Zuge
der Black Lives Matter Proteste, sind ein Ausdruck dieser Spannungen.
Nicht nur der strukturelle Rassismus, sondern auch die



Lebenssituation prekär beschäftigter US-Amerikaner_Innen führen
nicht nur zu spontaner Radikalität, sondern ebenso zur Notwendigkeit
des Aufbaus einer revolutionären Arbeiter_Innenpartei.

Diese Bewegung muss eine
flächendeckende kostenlose Gesundheitsversorgung fordern, Maßnahmen
gegen die rasant anwachsende Wohnungslosigkeit ergreifen und sich
entschlossen gegen Abschiebungen und für die Aufnahme aller
Geflüchteten positionieren, die in den USA leben wollen. So kann die
Regierung Bidens enttarnt werden, als Regierung des Kapitals. Jede
Form der sozialen Befriedung verschleiert den Gegensatz der
Interessen der reichsten und der prekär beschäftigten
Amerikaner_Innen, deshalb muss sie im Kern kritisiert werden, während
eigene Lösungsansätze präsentiert werden. Die umfassenden
Maßnahmen werden nicht von der Regierung Biden, werden von keiner
Politikerin und keinem Politiker der demokratischen oder der
republikanischen Partei umgesetzt werden. Letztlich kann nur ein
massiver Eingriff in den Reichtum der amerikanischen Bourgeoisie die
sozialen Konflikte beseitigen. Dass die das nicht mit sich machen
lässt und, dass das nicht mit den Republikanern und Demokraten zu
machen ist verdeutlicht die Notwendigkeit des Aufbaus einer
revolutionären Arbeiter_Innenpartei, die es schafft die sozialen
Bewegungen unter sozialistischem Banner zu bündeln und anzuleiten.

Internationale Dimension

Die neuen Schulden müssen finanziert
werden. Gerade Ressourcenkonflikte mit dem imperialistischen
Hauptkonkurrenten China werden perspektivisch zu aggressiven
Auseinandersetzungen führen. Dabei sind die Strafzölle, als eine
Form wirtschaftlicher Kriegsführung, nicht das letzte Instrument im
Repertoire der USA. Gerade im Hinblick auf Konflikte in
halbkolonialen Staaten wird es zunehmende militärische Anfeindungen
geben, die stellvertretend für einen direkten Konflikt zwischen den
USA und China stehen. Bidens antichinesische Rhetorik auf
internationaler Ebene. Mitte letzten Monats bekräftigte Biden die



Sicherheitsgarantie für Japan unter Verweis auf die Möglichkeit des
Einsatzes Atomarer Waffen (näheres zum Konflikt im Ostchinesischen
Meer findet sich auf unserer Homepage).

Allgemein wird sich der Druck auf
Halbkolonien erhöhen. Deren Verschuldung wird weiter vorangetrieben
werden, die eh schon dürftigen Hilfszahlungen werden wahrscheinlich
reduziert. Die rassistische Einwanderungspolitik der USA wird
weiterhin Millionen Menschen die Perspektive auf ein zumindest
halbwegs sicheres Leben verwehren.

Möglicherweise wird dieses
Konjunkturprogramm andere imperialistische Länder oder Blöcke in
Zugzwang bringen, deren Wirtschaft über kurzfristige
Schuldenfinanzierung zu stabilisieren. Dabei müssen wir den
Charakter dieser Programme stets offenlegen. Nicht die Wirtschaft und
nicht die individuellen Kapitalist_Innen müssen gerettet werden.
Nein! Deren Kapital muss genutzt werden die vielen Krisen, des
Gesundheitssystems, der Umwelt und die vielfältigen sozialen Krisen
abzuwenden!

Was ist  die Future von Fridays
for Future?
Wir haben alle mitbekommen, dass seit die Corona-Zeiten angefangen haben,
nicht  mehr so besonders viel  in  FFF passiert  ist,  alles  was geplant  war
musste  ja  auch  abgesagt  werden.  Doch  seien  wir  ehrlich:  Auch  vorher
standen wir schon vor tiefgreifenden Problemen, deren Lösung nicht gerade
an der Tür geklopft hat. Viele Aktvist_Innen waren erschöpft und ausgelaugt.
Frustration  und  Desillusioniertheit  haben  sich  in  der  Bewegung  breit
gemacht.  Kein  Wunder,  denn  so  viel  getane  Arbeit,  so  viel  erlittenen
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Repression haben uns nur ein paar Babyschritte weitergebracht. Die alte
Idee  mit  NGOs  und  Grünen  zusammen  die  Regierung  zu  bessserer
Klimapolitik zu bewegen ist -wer hätte es gedacht- wieder nicht aufgegangen.
Eine  Strategiedebatte  sollte  stattfinden,  ist  dann  aber  auch  unter  den
Corona-Zug geraten.
Niemand wird bestreiten, dass wir aus unseren Fehlern lernen und etwas
ändern müssen, wenn die Bewegung nicht nach und nach in Stücke zerfallen
soll. Denn Aufmerksamkeit ist zwar erreicht worden, aber wenn wir an der
Klimapaket  der  Bundesregierung  denken,  reicht  das  offensichtlich.  Wir
müssen die  Vorstellung vom grünen Kapitalismus über  Bord werfen,  wir
brauchen konsequenten Umweltschutz statt immer neuen Kompromissen mit
der  Kohlelobby.  Denn  besonders  in  Krisenzeiten  -wie  die  kommende
Wirtschaftskrise,  die  sich  langsam anbahnt-  wird  die  „grüne“  Produktion
teurer  und  unattraktiver  für  die  Kapitalist_Innen.  Außerdem  werden
Konzerne gerettet, die Profite einbringen wie wir es gerade am Beispiel der
Autoindustrie oder Reisekonzerne sehen. Statt Appellen an den Staat müssen
wir also anfangen uns selbst als Bezugspunkt zu setzen für die Veränderung,
die wir brauchen.
Wir, die Menschen, die von den Krisen dieser Gesellschaft betroffen sind,
müssen  zu  der  gesellschaftlichen  Kraft  werden,  die  entscheidet  wie  die
Produktion,  wie  die  Gesellschaft  aufgebaut  ist.  Um  dahin  zu  kommen,
brauchen wir konkrete Forderungen:

Verbesserungen  statt  Verbote!  Die  Konzerne  sollen  selber  für  den
Klimawandel zahlen, den sie verursacht haben. Für die Bevölkerung keine
höheren  oder  indirekte  Steuern,  sondern  kostenlosen  Nahverkehr!  Keine
EEG zahlen, sondern konstenlosen Ökostrom!

Produktion,  Energiewende  und  Verkehr  müssen  demokratisch  durch
Produzent_Innen und Verbraucher_Innen kontrolliert werden anstatt sich an
dem Profit  auszurichten,  der  dabei  rumkommt!  Niemand soll  einfach  so
entlassen werden, stattdessen bedarf es einer Umstellung der Produktion,
kostenlose Umschulung, sowie einen gemeinsamen Tarifvertrag für Alle, die
in  der  Energiebranche  arbeiten!Klimagerechtigkeit  funktioniert  nur
international! Anerkennung der Klimakrise als Fluchtgrund, offene Grenzen



und volle Staatsbürger_Innenrechte für Alle! Außerdem sollen die Konzerne,
die ihre Produktion auslagern und woanders die Umwelt zerstören zahlen!

Baut Komitees auf in euren Schulen, Unis und Betrieben! Wenn sie nicht
heraus auf die Straße kommen, bringen wir die Themen zu ihnen. Diese
Komitees müssen außerdem über zentrale Forderungen und Ausrichtungen
der Bewegung abstimmen! Nur so können wir demokratisch, gemeinsam und
transparent die Zukunft entscheiden!

Mit der kommenden Wirtschaftskrise, deren Auslöser die Pandemie ist, rollt
nun neben der Klimakrise eine weitere Krise auf uns zu. Abwrackpremie und
Milliarden  für  die  Automobilindustrie,  Datteln  soll  eröffnet  werden  und
Stellenstreichungen bei der Bahn: Unter dem Vorwand „die Wirtschaft zu
retten“ werden die kleinen Fortschritte, die wir uns in den letzten Jahren
erkämpft  haben wieder rückgängig gemacht.  Unter dem selben Vorwand
werden auch die Infektionsschutzmaßnahmen aufgelockert und dabei eine
unnötig schwere 2. Welle in Kauf genommen. Für den Profit  werden wir
wieder in die Schule geschickt, obwohl sie einen der Hauptinfektionsherde
darstellt.
Den Kampf dagegen können wir nicht führen ohne die Gewerkschaften. Diese
haben so ein mächtiges Mobilisierungspotential, wenn sie nur wollen und
objektiv  haben sie  das gleichen Interesse wie wir:  Nicht  für  diese Krise
zahlen!  Zusammen  müssen  wir  eine  internationale  Antikrisenbewegung
aufbauen. 2019 waren wie so oft in der Geschichte wir, die Jugendlichen,
wiedermal diejenigen, die vorgeprescht sind. Heute liegt es immernoch an
uns!

Ihr  sprecht  von
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Wirtschaftswunder-  Wir
sprechen von Wirtschaftskrise!
Eine der zentralen Fragen unseres Lebens, ist die der ökonomischen Zukunft. Dabei spreche

ich nicht etwa von der Zukunft der Wirtschaft, sondern von der eines Menschen, der sich auf

den  Arbeitsmarkt  vorbereitet.  Schauen  wir  uns  um  und  sehen  wir  die  gestiegen

Studierendenzahlen, die gestiegen Weiterbildungen und die Jugendarbeitslosigkeit in Europa,

dann stehen wir vor einem großen Fragezeichen: Wie lässt sich ein Leben in diesem System

noch gestalten?

 

Die  Wirtschaftskrise,  die  2007  ihren  Anfang  nahm  öffnete  noch  dem  Letzten  die  Augen:  Die

Versprechungen von Politik und Wirtschaft können innerhalb von Stunden zu Asche zerfallen. Was hat

sich seitdem getan? Betrachten wir kurz den Auslöser der Krise und behalten dabei die Aussage Simon

Johnson, Wirtschaftsprofessor des MIT in Boston, im Hinterkopf: „Mit Blick auf die nächsten fünf Jahre

müssen wir davon ausgehen, dass sich eine ähnliche Katastrophe, möglicherweise eine schlimmere

ereignen wird.“

 

Der Finanzmarkt funktioniert nicht mehr nach dem klassischen „Sparer leihen Geld an Banken gegen

Zinsen – Banken leihen Geld an Unternehmen gegen Zinsen“-Prinzip. Heute sind Banken lediglich die

Vermittler zwischen den Unternehmen und den sogenannten Schattenbanken. Diese Schattenbanken

sind keine Banken im eigentlichen Sinne,  da sie zwar ähnliche Geschäfte abwickeln,  jedoch keine

Banklizenz besitzen.

 

Heute läuft der Finanzmarkt vermehrt nach dem Repo-Prinzip (Repurchase agreement): Sparer leihen

ihr Geld gegen Zinsen an Schattenbanken. Die Banken leihen dieses Geld und geben es weiter an die

sogenannte Realwirtschaft:  Fabriken,  Rohstoffabbau,  Transportunternehmen,  Energieproduktion etc.

Die Sparer erhalten Zinsen, die Schattenbanken erhalten Wertpapiere und die Banken erheben Zinsen

von den Unternehmen. Die Wertpapiere dienen als Sicherheit und sollen später Rückgekauft werden,

aus Sicherheitsgründen wurde diese Menge begrenzt. Die Banken gaben daraufhin die relativ stabilen

Hypotheken als weitere Sicherheit aus. Mit dem folgenden Geld wurden neue Hypotheken vergeben und
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der Kreislauf war geschlossen.

Wirtschaft ohne Substanz

Bis zum Platzen der Immobilienblase 2007 stellte dieses System eine wahre Gelddruckmaschine dar –

Nur das es für die gehandelten Werte keinen realen Gegenwert mehr gab. Die Schattenbanken gerieten

ins  Straucheln  und  wollten  Geld  sehen,  die  Banken  verkauften  hastig  Wertpapiere,  Anleihen  und

Hypotheken: Die Preise fielen, das Kartenhaus brach zusammen und mit ihm das erste große Opfer, die

Investmentbank Lehman Brothers.

 

Die Politik verkündete daraufhin in heller Panik den Finanzmarkt radikal umgestalten zu wollen. Aus

heutiger Sicht betrachtet, eine offensichtliche Lüge. Zum damaligen Zeitpunkt bereits eine absehbare

Lüge. Auf dem G20-Gipfel in London 2009 wurde beschlossen, die internationale Finanzmarktaufsicht

umzustrukturieren,  mehr  Eigenkapitalrücklagen  der  Banken  zu  verlangen  und  den  Handel  mit

Hedgefonds  stärker  zu  überwachen.  Laut  einer  Studie  der  Hans-Böckler-Stiftung  wurden  diese

Veränderung zwar  weitgehend eingehalten,  der  versprochene Radikalumbau fand jedoch nie  statt,

Peanuts also.

 

Aus  kapitalistischer  Sicht  schaffte  man  keine  Aufhebung  des  wachsenden  Ungleichgewichts  der

Einkommensverteilung,  kein  Ausgleich  des  Ungleichgewichts  der  Volkswirtschaften  und  keine

Eindämmung  von  spekulativen  Geschäften.

Die Arbeitsgemeinschaft der amerikanischen Notenbänker löste sich 2012 auf, ohne Ergebnisse, nur mit

Empfehlungen.  Die  Abwicklung  des  Repo-Geschäfts  belief  sich  vor  der  Krise  auf  59%  aller

Bankverbindlichkeiten, heute sind es 52%. Laut einer Rechnung der Bank für Zahlungsausgleich (BIZ) in

Basel, einer Notenbank für Notenbanken, sollen die Schattenbanken Ende 2012 über 71 Billionen Dollar

verfügt haben. Dazu kommt, der ganze Repo-Handel der Wallstreet läuft über zwei Banken, JPMorgan

Chase  und  die  Bank  of  New  York  Mellon.  Kann  eine  der  zahlreichen  beteiligten  Banken  die

Wertpapiereinlagen  nicht  abdecken,  haftet  automatische  eine  der  beiden  Abwicklungsbanken.  Ein

höchst fragiles Konstrukt also.

Tausende  demonstrieren  gegen  die  Sparpolitik  der  Regierungen  in
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Spanien,  Italien,  Griechenland,  usw.

»Das Finanzsystem ist heute nicht sicherer als vor Lehman. Die Situation ist sogar schlimmer« Didier

Sornette, Risiko-Forscher der ETH Zürich.

 

In Europa sind 25 der 130 Banken durch den Stresstest gefallen, das heißt ihre Kapitaleinlagen sind

geringer  als  durch  den  G20-Gipfel  vorgeschrieben.  Dabei  sind  70%  der  Banken  „nicht  zu  einer

volkswirtschaftlich angemessenen Kreditvergabe in der Lage“ (Tagesschau). Die Geschäfte der Banken

boomen dennoch. Alleine Barclays schüttet 2014 fast 3 Milliarden an Bonis aus. Die Zahl der Millionäre

stieg nach der Krise um 17 %, somit schneller als das BIP. Die Armutsrate in Europa wuchs dabei auf 27

%, also fast jede vierte Person.

 

Dieser  Artikel  soll  nun nicht  den Glauben erwecken,  ein  besser  regulierter  Finanzmarkt  wäre die

Lösung. Nach wie vor ist  der Kapitalismus auf Ausbeutung und Entrechtung aufgebaut.  Er schafft

Überproduktionskrisen, transferiert Reichtum zur besitzenden Klasse und beutet ganze Kontinente aus.

Das Wesen des Kapitalismus ist die Bereicherung weniger auf Kosten aller. Diese Eigenschaft durch

Regeln abzuschaffen, würde heißen den Kapitalismus abzuschaffen.

 

 

Das Märchen vom großen Aufschwung

 

Der IWF prognostiziert für Europa 2014 ein Wirtschaftswachstum von 0,8 %, für Frankreich lediglich

0,4 % und Italien gar eine negativ Entwicklung. Man warnt wieder ausdrücklich vor einer neuerlichen

Krise. Die Empfehlung lautet Geldausgeben. Zwar ist Deutschland noch auf Erfolgskurs, doch selbst die

Bundesregierung schraubt ihre BIP-Prognose auf 1,2 % herunter. Optimistisch, da deutsche Firmen

jüngst ihre Produktion so drastisch wie seit 2009 nicht mehr gedrosselt haben.

Zeltstadt vor Sacramento, vom Aufschwung keine Spur!
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Rosig sieht die Zukunft bei weitem nichts aus. Direkte Nachwirkung der Wirtschaftskrise ist immenser

Verfall  der  Einkommenshöhe,  vor  allem  in  den  südeuropäischen  Ländern.  Sozialsystem  wurden

zerschlagen und Tarifrechte aufgebrochen, in den meisten der 28 EU-Länder verschlechterte sich der

Zugang zu Bildung und Gesundheit, teilweise massiv. Wir sind heute Teil eines Heeres von jungen

Menschen auf der Suche nach einer Zukunft.  Unsere AltersgenossInnen in Spanien sind mit einer

Jugendarbeitslosigkeit von 55,5 % konfrontiert, in Griechenland sind es um die 60 %.

 

Für die Wirtschaftsinteressen stellen wir lediglich Arbeitskräfte dar, welche in Konkurrenz zueinander

stehen und bestmöglich ausgebeutet werden sollen. Eine Studie der Unternehmensberatung McKinsey

sagt aus, Jugendliche seien selbst schuld an ihrer Arbeitslosigkeit. Sie besäßen nicht genug Fähigkeiten

um auf  dem Arbeitsmarkt  zu  bestehen.  Laut  McKinsey  sieht  jede  dritte  Firma,  vor  allem in  den

Krisenländern, das Problem in der Unfähigkeit der Jugendlichen. Man verlangt nach Strukturreformen,

einem Absenken der Arbeitskosten um die Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen, wirtschaftliche Dynamik

und offene Arbeitsmärkte. Die Wirtschaft verlangt nach willfährigen Arbeitskräften zu jeder Bedingung,

an jedem Ort.

 

Die wirtschaftliche Entwicklung die uns das Kapital aufzeigt, bedeutet für

uns Ausbeutung und Entrechtung. Während das Einkommen der herrschenden Klasse beständig wächst,

verarmt der allergrößte Teil der Menschen über die ganze Welt hinweg. Eine Zukunft in diesem System

für uns als Klasse ist ausgeschlossen. Je weiter wir von den führenden Wirtschaftsnationen weggehen,

desto dramatischer sind die Perspektiven.  Der Kapitalismus stellt  den verworrensten und größten,

jemals geschaffenen Ausbeutungsapparat der Welt dar. Unsere Zukunft kann nur in der Zerschlagung

der Macht des Kapitals und der Aushebelung der Politik, die diese Macht stützt, liegen.

 

 

Warren E. Buffet stellte zutreffend fest: „Es herrscht Klassenkampf, richtig, aber es ist meine Klasse, die

Klasse der Reichen, die Krieg führt,  und wir gewinnen“. Wir brauchen deshalb eine internationale

organisierte,  klassenkämpferische Jugend,  um diesen Krieg für  uns zu gewinnen:  Wir  müssen nur

anfangen zurückzuschlagen!



What  goes  around  comes  around.  Jugendliche
Arbeiter*innen  widersetzen  sich  der  Polizei  in
Griechenland

Ein Artikel von Baltasar Luchs, REVOLUTION Karlsruhe

Vor einem neuen Finanzcrash?
Wir  veröffentlichen  hier  einen  Artikel  der  Gruppe  Arbeitermacht  zur
aktuellen Finanz- und Schuldenkrise. Er befasst sich mit dem momentanen
Sturz  der  Aktienmärkte,  der  europäischen  Union,  den  U.S.A.  und  der
momentanen  Perspektive  für  die  Arbeiterbewegung  –  Martin  Suchanek,
Infomail 572, 12. August 2011

Kapitalistische Widersprüche spitzen sich zu 

Trotz  fieberhafter  Telefondiplomatie  zwischen  Berlin,  Paris  und
Washington ging die Talfahrt der weltweiten Aktienmärkte am 8. August
2011 weiter. In Asien purzelten alle Indices an den Hauptfinanzplätzen Tokio,
Hongkong, Taiwan und Shanghai erneut zwischen 2 und 4 Prozent herunter.
Die europäischen Märkte zogen nach.  Nach ernsten Abwärtsbewegungen
fand sich der deutsche DAX bei 5%igem Abschlag, die Pariser und Londoner
Börse bei 3,7% Minus wieder.

Die US-Märkte konnten sich dieser Welle nicht entziehen, und die Nachricht
vom 5.  August  hat  die  Krisenentwicklung  noch  verstärkt.  Standard  und
Poors, eine der 3 in der Welt führenden Ratingagenturen, verkündeten an
dem  Tag  die  erstmalige  Herabstufung  der  US-Wirtschaft  von  einem
drei fachen  A  auf  AA+.  Trotz  US-Präs ident  Barack  Obamas
Fernsehansprache, in der er seinen Landsleuten versicherte, dass die USA
„immer eine Dreifach A-Nation“ sein werde, gab die Wall Street um 5,6 %
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nach.

Am  selben  Tag  gerieten  Italien  und  Spanien  ins  Kreuzfeuer  der
Finanzmärkte, als die Zinsen für italienische und spanische Staatspapiere auf
über 6% stiegen. Italien als drittgrößte Ökonomie der Eurozone ist mit 1,9
Billionen Euro Schulden belastet. Jetzt drohen diese Länder in den Sog von
Griechenland und Portugal hineingezogen zu werden, für die dann selbst die
‚Rettungsschirme’ von EU und IWF nicht mehr ausreichend gespannt werden
könnten.

Schon jetzt ist klar, dass es nur eine Frage der Zeit sein wird, wann die
europäische  ‚Finanzstabilität’  sich  als  nicht  mehr  haltbar  erweisen  wird,
nicht  einmal  für  die  Ökonomien  auf  seiner  Südflanke.  Ein  Teil  der
Staatsschulden von Griechenland,  Irland,  Portugal,  ja  sogar  Spanien und
Italien wird wohl in absehbarer Zeit abgeschrieben werden müssen.

Die Märkte geben „der Politik“ die Schuld

Die Finanzpresse schiebt einhellig dem US-Präsidenten, dem US-Kongress,
den  europäischen  SpitzenpolitikerInnen  und  der  EU-Kommission  den
schwarzen Peter für das Chaos zu. China stimmt ebenfalls in den Kritikerchor
ein und greift Politiker wie Obama, Merkel und Sarkozy an, sie würden die
Weltwirtschaft durch ‚kleinliches Gezänk’ aufs Spiel setzen und hätten sich
e inmal  mehr  a ls  n icht  fäh ig  erwiesen,  ‚entschlossen’  und
‚verantwortungsbewusst’  zu  handeln.

Natürlich  gibt  es  keinen  Grund,  die  Handlungsweise  von  EU-  und  US-
PolitikerInnen  zu  rechtfertigen.  Aber  sie  treten  nicht  ‚den  Willen  des
Marktes’ mit Füßen, sondern ganz im Gegenteil liegt ihre Schuld gerade in
der sklavischen Unterwerfung unter die Zwänge des Kapitalismus. All diese
Regierungschefs haben nicht nur die Megabanken und Milliardäre gerettet,
sie  haben Abermillionen Menschen von Athen bis  Seattle,  von Kairo  bis
Rejkjavik von Santiago bis Tel Aviv die Kosten für das Wohlergehen dieser
privilegierten Parasiten aufgehalst. ArbeiterInnen, Jugendliche, Arme sowie
auch  Kleinbürgerschichten  leiden  überall  unter  den  Auswirkungen  der
kapitalistischen  Krise,  glücklicherweise  verharren  sie  nicht  mehr  in



Schweigen.

Jetzt  bedroht  ein  weiterer  Finanzkrach  an  den  Aktienmärkten  die
Weltwirtschaft  mit  einer  neuen  Rezession.  Nicht  nur  die  neuesten
Wirtschaftsdaten  aus  den  USA und  Frankreich  sind  alarmierend  für  die
Kapitalisten. Die OECD rechnet damit, dass der Höhepunkt der ‚weltweiten
Erholung’ bereits wieder überschritten sein könnte. Dieser Aufschwung fand
praktisch  ohnedies  nur  in  den  BRIC-Staaten  (China,  Russland,  Indien,
Brasilien) statt sowie in Deutschland und den damit verbundenen Ökonomien
im europäischen Raum.

Seit  der  Weltrezession  2007  treten  große  Teile  der  kapitalistischen
Ökonomien (USA, Japan, West- und Südeuropa) auf der Stelle oder bewegen
sich kaum. Obwohl  Billionen aufgewendet  worden sind,  zunächst  für  die
Auslösung und Stützung der Finanzeinrichtungen, dann durch Nullzinspolitik
für Unternehmen, wie sie die amerikanische Bundesbank betrieb, ist keine
Stabilität eingekehrt.

Die  Maßnahmen  haben  zwar  den  völligen  Zusammenbruch  des
internationalen Finanzsystems verhindern können, die Weltwirtschaft leidet
jedoch weiter an den selben Symptomen, die sich schon bei Krisenausbruch
gezeigt haben.

Kapitalismus selbst ist Ursache der Krise

Die Ursache für die kapitalistischen Weltkrise liegt eben nicht in ‚verfehlter
Politik’ oder in ‚spekulativer Gier’, die letztlich nur die Krise beschleunigt
hat, sondern in der Überakkumulation des Kapitals selbst. Der Kapitalismus
ist das erste System, dessen Krisen als Resultat von ‚Überfluss’ erscheinen,
von zuviel Produktion, zu vielen Arbeitern, zu viel Warenangebot, zu viel
Anlagekapital.  Inmitten einer Spekulations-  und Investitionshysterie platzt
plötzlich eine Krisenbombe.

Das ist allerdings kein Zufall. Immer mehr Kapital wird in den Kapitalstock
an Maschinerie und Gebäuden gesteckt, um die Profitmasse zu erhöhen. und
treibt  den  Investitionslauf  weiter  an.  Aber  der  ständige  Anstieg  dieses
Kapitalbestandteils zu Ungunsten des Anteils an menschlicher Arbeit zieht



‚unbeabsichtigte’  doch  unvermeidliche  Folgen  nach  sich.  Investitionen
werden  mit  immer  geringeren  Profitaussichten  und  weniger  realisiertem
Profit getätigt. Die Rate für den Profit, den Antriebsmotor für Investitionen,
sinkt. Was tun Kapitalisten nun? Sie verlagern ihr Kapital immer stärker in
vielsprechendere Sphären der Ökonomie; auf der Suche nach kurzfristigeren
und besseren Wertmargen ‚investieren’ sie v.a. an den Finanzmärkten.

Das kann für gewisse Zeit funktionieren wie in der Vorkrisenperiode von
2003 –  2007,  aber  dann muss diese Blase platzen,  und eine Krise,  eine
Lähmung des ganzen Systems tritt ein. Diese Krise lässt sich nur lösen, d h.
die Wiederherstellung eines zeitweiligen,  dynamischen Gleichgewichts für
eine neue Ausdehnung kann nur eintreten, wenn genügend Kapital in der
Krise  vernichtet  worden  ist,  wenn  ein  veralteter  Maschinenpark  und
Produktionsmittel ausgemerzt, wenn genug Arbeitskräfte entlassen worden
sind  und  wenn  überschüssiges,  fiktives  Kapital,  das  scheinbar  aus  dem
Nichts  in  den  Finanzmärkten  erzeugt  worden  ist,  vernichtet  und
abgeschrieben  worden  ist.

Aber während Millionen ArbeiterInnen ihre Jobs verloren haben und viele
Klein-  und  Mittelbetriebe  bankrott  gegangen  sind,  fand  immer  noch  ‚zu
wenig’  Vernichtung  von  Kapital  statt,  um das  kapitalistische  System als
ganzes  neu  zu  beleben.  Die  Regierungen  der  großen  imperialistischen
Staaten Deutschland, Frankreich und USA retteten ihre global operierenden
Riesenkonzerne mit staatlichen Geldern, oder wie im Fall von Autohersteller
General Motors in den USA durch vorübergehende Nationalisierung, um die
Karre auf Kosten der Steuerzahler wieder flott zu machen. Wie schon Marx
sagte, Kapitalisten werden über Nacht zu ‚Sozialisten’, wenn es sich um ihre
Verluste dreht.

Aber der eklatanteste Skandal bestand darin, dass die Regierungen nicht nur
den größten Banken und Investmenthäusern Goldman Sachs, Deutsche Bank
und die britische Honkong Shanghai Banking Corporation usw. die von ihnen
selbst  ausgelöste  Krise  überleben  ließen,  sondern  ihnen  auch  noch  die
Spekulationsgewinne  daraus  sicherte.  Im Jahrzehnt  vor  dem Kreditkrach
floss das Kapital in den Händen dieser Institute in Immobilienspekulationen
und danach in schuldenträchtige Staatsanleihen.



Die Rückzahlung des Geldes, das die Deutsche Bank dem griechischen Staat
hochverzinslich lieh, dafür haftet nun der Europäische Finanzstabilitätsfonds.
Es  ist  also  nicht  die  griechische  Ökonomie,  die  ‚gerettet’  wird,  sondern
vielmehr  die  deutschen  und  französischen  Finanzkapitalisten  und  deren
Spekulationsgewinne  aus  den  Geschäften  mit  den  Staatsschulden
Griechenlands  und anderer  Länder.  Ihnen werden die  ‚Investitionen’  mit
hohen Zinsen rückerstattet,  während die Bedingungen,  die an die neuen
Kredite  geknüpft  sind,  die  Lebensbedingungen  von  griechischen
ArbeiterInnen, BäuerInnen, dem Kleinbürgertum und der arbeitslosen Jugend
zerstören.  Wenn  diese  Ausplünderung  der  Massen  in  Griechenland
funktioniert, warum soll sie nicht in Spanien oder Italien durchzuführen sein,
und warum dann nicht auch in den USA oder Britannien, die noch weit mehr
verschuldet sind?

Ungleichzeitige Entwicklung und innerimperialistische Konkurrenz

In den Monaten und Jahren seit der weltweiten Rezession hat sich außerdem
die Schere der ungleichzeitigen Entwicklung in der Weltwirtschaft weiter
geöffnet.  Während  Länder  wie  China,  Deutschland  oder  Indien  sich
verhältnismäßig  schnell  erholt  haben,  zumal  ihre  Kapitalisten  auf  dem
Weltmarkt größere Anteile erwerben konnten, sind andere deutlich zurück
gefallen.

Aber  all  diese  scheinbaren  Erfolge  sind  großenteils  auf  dieselben
Mechanismen und Antriebe zurück zu führen, die auch die Aufwärtsspirale,
das  plötzliche  Scheitern  und  die  schwerfällige  Stagnation  der  anderen
bewegen.  Der  Euro  belastet  bspw.  die  Konkurrenzfähigkeit  der
südeuropäischen Ökonomien, zumal er ihre Exporte verteuert; zugleich aber
begünstigt  er  die  deutsche  Ausfuhrwirtschaft  innerhalb  und  noch  mehr
außerhalb der Europäischen Union.

Eine rein deutsche Währung, die sich wie die DM in der
Vergangenheit ausschließlich auf die hoch produktive deutsche Wirtschaft
stützen  würde,  wäre  den  Wechselkursmodalitäten  mit  einer  starken
Aufwertung wesentlich schärfer ausgeliefert als der Euro. Dieser Erfahrung
unterliegt gerade der Schweizer Franken zum Schaden der eigenen Exporte.



Für  das  deutsche  Industriekapital  ist  also  der  ‚schwächere’  Euro
vergleichsweise  vorteilhafter.

Der  kurzzeitige  Vorsprung für  die  deutschen Kapitalisten  muss  vor  dem
Hintergrund der längerfristigen strategischen Orientierung des deutschen
Imperialismus gesehen werden, der sich als führende Macht in der Eurozone
und damit in ganz Europa absichern will. Derzeit ist er in seinen politischen
und  geostrategischen  Bestrebungen  durch  verfassungsmäßige
Beschränkungen  innerhalb  der  EU  als  Bündnis  von  Nationalstaaten
behindert.

Für die deutschen Imperialisten ist die gegenwärtige Schuldenkrise in der
EU trotz der Gefahr für das gesamte EU-Projekt und den Euro auch eine
Chance,  den  anderen  europäischen  Staaten  die  Anerkennung  eines
deutlichen  und  dauerhaften  Schrittes  zu  einer  gefestigteren  politischen
Union mit einer klareren Dominanz Deutschlands abzunötigen. Natürlich soll
Frankreich  Juniorpartner  sein,  der  Deutschlands  wirtschaftliche
Überlegenheit  eingesehen hat.  Für das deutsche Finanzkapital  und seine
Regierung  ist  die  derzeitige  Krise  von  dem  her  nicht  einfach  eine
wirtschaftliche Angelegenheit, sondern auch ein Schlachtfeld, auf dem die
eigene  Macht  in  der  Europäischen  Union,  deren  Charakter  grundlegend
verändert werden soll, ausgebaut werden kann.

Fast  noch  bedeutsamer  erscheint  der  Umstand,  dass  die  riesigen
Dollarreserven Chinas die USA noch abhängiger von Peking werden lassen.
War zur Jahrhundertwende die Anhäufung der US-Währung noch ein Mittel,
den US-Markt für chinesische Waren zu öffnen, so nutzt China dies heute
immer offener als Druckmittel gegen die USA. Die chinesische Ratingagentur
Dagong hat die US-Wirtschaft  bereits  eine Woche vor Standard & Poors
herabgestuft.

Nach  dem langen  und  grotesken  Tauziehen  in  Washington  um die  US-
Schuldenobergrenze,  den  Wochen  des  Patts  zwischen  Obama  und  der
republikanischen Mehrheit  im US-Kongress forderte China,  dass die USA
„verantwortungsbewusst in Hinsicht auf die Weltwirtschaft handeln“ müsse.
Der chinesische Staat erwartet von den USA eine „entschlossene Politik“, um



ihre  chronischen  Schulden  durch  massive  Kürzungen  bei  Sozial-  und
Rüstungsausgaben  loszuwerden.

Die chinesischen Befürchtungen gegenüber der US- und europäischen Politik
sind auch die Folge der allzu deutlichen Drohung, dass die Abwertung des
US-Dollar und des Euro die Wareninflation weiter anheizen würde, wie das
schon  mit  verheerenden  Auswirkungen  auf  die  Ökonomien  und
Bevölkerungen  der  ärmeren  Länder  der  Fall  war.

China selbst kämpft gegen eine wachsende Inflation und das Gespenst einer
Krise in der eigenen kapitalistischen Entwicklung. Das wiederum verheißt
eine  Zunahme  der  Instabilität  und  eine  neue  Abwärtsspirale  der
Weltwirtschaft.

Explosiver Charakter…

Diese  Beispiele  verweisen  auf  zwei  bedeutsame  Umstände,  die  die
gegenwärtige  Finanz-  und  Wirtschaftskrise  so  explosiv  machen:

a)  Die  offenkundige  Uneinigkeit  und  Unentschlossenheit  zwischen  und
innerhalb  von  Regierungen  und  Parlamenten  sind  nicht  nur  kleinliches
Gezänk;  sie  spiegeln  wirkliche  Spaltungen  zwischen  konkurrierenden
Kapitalen  und  Fraktionen  der  herrschenden  Klasse  wider.

b) Die gegenwärtige Periode ist gekennzeichnet von tiefer Strukturkrise des
Kapitalismus,  die  die  Risse  zwischen  den  kapitalistischen  Hauptmächten
verbreitert  und  verschärft.  Sie  lässt  die  internationale  Konkurrenz
anwachsen und geht Hand in Hand mit einem sich anbahnenden Kampf um
die Neuaufteilung der Welt zwischen diesen Mächten.

Gemeinsam  ist  allen  Fraktionen  der  herrschenden  Klasse  jedoch  die
Entschlossenheit,  die  Arbeiter  und  Armen  für  die  fortschreitende
Schuldenkrise zahlen zu lassen. Die USA habe ihr Kürzungsprogramm mit
2,4  Billionen  Dollar  von  Einsparungen  an  öffentlichen  Ausgaben  in  den
nächsten 10 Jahren verkündet.  Die Speerspitze der Attacken richtet  sich
gegen  das  Gesundheitswesen.  In  Italien  haben  die  Parlamente  einen
Burgfrieden  mit  dem  reaktionären  Ministerpräsidenten  Berlusconi



geschlossen und ermöglichen so, dass die ‚Sparprogramme’ vorangetrieben
werden, ein verschleiernder Begriff,  unter dem zynische Attacken auf die
Lebensbedingungen  von  Arbeitern,  Armen  und  auch  Kleinbürgern
durchgeführt  werden.

Angesichts der Krise, der wachsenden imperialistischen und kapitalistischen
Konkurrenz  sowie  der  ungezügelten  rücksichtslosen  Offensive  gegen  die
Arbeiterklasse werden die Kommentatoren der herrschenden Klasse nervös
und unzufrieden mit ihren PolitikerInnen. Sind Obama und der ganze US-
Kongress der Situation gewachsen? Nehmen Sarkozy und Merkel, ganz zu
schweigen von dubiosen Figuren wie Berlusconi die Krise wirklich wahr?
Noch  schockierender  für  die  herrschende  Klasse  ist,  dass  manche  ihrer
Kommentatoren sich fragen, ob nicht jeder bürgerliche Politiker, der antritt,
das System zu retten, angesichts des historischen Ausmaßes der Weltkrise,
sich als inkompetent erweisen wird.

Reformistische Politik und Illusionen:

Doch  andererseits  kann  die  herrschende  Klasse  beruhigt  sein,  dass  die
Führungen  der  Labour  und  sozialdemokratischen  Parteien,  der
bürokratischen Gewerkschaften, die mit diesen Parteien oder gar den offen
kapitalistischen Demokraten verbunden sind, ihnen eilig und eifrig bei der
Rettung des Systems helfen wollen. Während Reformisten an der Regierung
wie José Luis Zapatero in Spanien selbst die kapitalistischen Attacken tragen,
entdecken  ihre  Gesinnungsgeschwister  in  der  Opposition  auf  einmal
‚radikalere’  Lösungsvorschläge.

Gordon Brown, der frühere britische Premierminister rät nun zur Rückkehr
zum Keynesianismus.  Er befürwortet  Steuererhöhungen für die reicheren
Teile der Gesellschaft und erhöhte Staatsausgaben. Ähnliche Erklärungen
kommen vom deutschen SPD-Vorsitzenden Sigmar Gabriel, früher Minister in
Gerhard  Schröders  und  Angela  Merkels  Kabinett.  Er  fordert  eine
‚europäisches  Konjunkturprogramm’.  Ein  Brown/Gabriel-New  Deal  Kurs
würde, so meinen sie,  die EU, den Euro,  die europäische Ökonomie,  die
Profite  und  Konkurrenzfähigkeit  ihrer  Bosse  und  gleichzeitig  den
Lebensstandard  der  ArbeiterInnen,  wenigstens  der  europäischen,  retten.



Man muss  sich  wundern,  warum diese  Labour  und sozialdemokratischen
Helden,  als  sie  in  der  Regierung  saßen,  ihre  keynesianische  Politik  zur
Auslösung von Banken oder den Haushalt zur niedrigen Besteuerung von
Reichen benutzt haben wie dies Tony Blair mit seiner Politik des ‚dritten
Wegs’  oder Schröder mit  seiner Orientierung auf  die  ‚neue Mitte’  getan
haben. Man muss sich wundert, warum Brown das Programm von Kürzungen
durchgeführt hat,das so viele seiner ParteianhängerInnen empört hat, oder
warum  Gabriel  die  Agenda  2010  vorangetrieben  hat,  eine  strategische
Offensive  gegen  die  Nachkriegserrungenschaften  der  deutschen
Arbeiterklasse.

Es ist dieselbe sozialdemokratische Story seit fast 100 Jahren. Einmal an der
Regierung,  behaupten  sie,  sie  seien  ‚gezwungen’  die  Gegebenheiten  der
kapitalistischen Ökonomie zu akzeptieren. Zurück in der Opposition, fühlen
sie sich frei, von einer alternativen Regierungspolitik zu träumen, natürlich
auf der Grundlage von versöhnlicher Klassenharmonie.

Lenin hat einmal darauf hingewiesen, dass es selbst in der tiefsten Krise des
Kapitalismus keine absolut hoffnungslose Lage für die herrschende Klasse
gibt, solange sie nicht von der Macht verjagt worden ist. Anscheinend ist bei
sozialdemokratischen  Führern  die  Hoffnung  auf  Partnerschaft  und
Klassenkompromiss unausrottbar, selbst angesichts einer historischen Krise
des Kapitalismus als Weltsystem.

Führungskrise der Arbeiterklasse!

Solange die Arbeiterklasse Führer dieses Schlages von Parteien wie SPD und
Labour  hat,  solange  die  Gewerkschaften  sie  unterstützen  und  ihre
reformistischen  Ideen  die  Arbeiterbewegung  dominieren,  stehen  die
Aussichten gut für die herrschende Klasse, ihre Herrschaft zu behalten. Es
ist  die  historische Führungskrise  des  Proletariats,  die  in  Irreführern wie
Brown  und  Gabriel  zum  Ausdruck  kommt  und  damit  entscheidend  die
herrschende Klasse stärkt.

Sie bilden ein gewaltiges Hindernis,  dass der Widerstand erst  beseitigen
muss, will er erfolgreich die gegenwärtigen Attacken zurückschlagen. Die



Arbeiterbürokratie  in  den  reformistischen  Parteien  und  Gewerkschaften
verh inder t  wo  s ie  kann  d ie  no twend igen  entsch lossenen
Gegenwehrmaßnahmen. Sie sind entschiedene Gegner von Massenprotesten
und Demonstrationen, die über gelegentliches Dampfablassen hinausgehen
könnten.  Sie  hassen  den  bloßen  Gedanken  an  ‚illegale’  Besetzungen,
politische Massenstreiks oder gar an einen Generalstreik. Sie blockieren wo
sie können den Aufbau von demokratisch koordinierten Kampforganen, von
Massenversammlungen  am  Arbeitsplatz  und  in  Wohngebieten,  von
Aktionsausschüssen.

Deshalb müssen wir uns und anderen helfen sich zu organisieren, darum
müssen wir  von  den Massenorganisationen der  Arbeiterklasse  und ihren
Führern diese Art von Aktionen fordern, zugleich aber für Lösungen der
Schuldenkrise im Sinne der Arbeiterklasse kämpfen, dass die Bosse, Bänker
und Großkapitalisten für ihre Krise zahlen. Wir müssen die Besteuerung der
Reichen und Konzerne fordern, die entschädigungslose Verstaatlichung aller
Banken und ihre Zusammenfassung in eine Staatsbank. Um die Erwerbslosen
in gesellschaftlich sinnvoller Beschäftigung aufzufangen, müssen wir einen
Plan zur Schaffung von sozialen Wohnungen,  eine Wiederherstellung der
Versorgungs- und Bildungssysteme fordern.

Deshalb  müssen wir  den Kampf  um unmittelbare  Massenaktion mit  dem
Eintreten
für  eine  Arbeiterregierung  verbinden,  die  sich  auf  Massenorgane,
Keimformen  von  Arbeiterräten,  die  aus  solchen  Kämpfen  hervorgehen.
berufen  können.

Um solche  Kämpfe  bis  zum siegreichen  Abschluss,  dem Sturz  des  dem
Untergang  geweihten  kapitalistischen  Systems  selbst,  führen  zu  können,
brauchen  wir  eine  politische  Alternative  an  Stelle  des  in  die  Sackgasse
führenden Labour-, sozialdemokratischen oder irgendeiner anderen Art von
Reformismus: neue antikapitalistische und revolutionäre Parteien und eine
neue, Fünfte Internationale.


